
Liebe Leserin, lieber Leser, 

in der letzten Ausgabe unseres Newsletters für dieses Jahr stellen wir Ihnen wie-
der unsere aktuellen Ergebnisse aus der Zusammenarbeit mit Ihnen vor. 
Diese resultieren zum einen aus laufenden Projekten von Organisations- und 
Konsolidierungsberatungen als auch aus Praxisdialogen mit Vertretern der kom-
munalen Verwaltung, die wir im Rahmen von Werkstattgesprächen organisieren.

Im Fokus unserer diesjährigen Werkstattgespräche standen die Ermittlung und 
Fortschreibung von Angemessenheitsgrenzen der Kosten der Unterkunft für 
den Bereich SGB II und XII sowie die strategische Ausrichtung der Jugendhilfe. 
Die Erkenntnisse beider Veranstaltungen finden Sie auf den Seiten zwei bzw. fünf.

Inklusion ist an der Grenze von SGB VIII und XII ein Prozess, der noch immer am 
Anfang steht und nicht in allen Lebensbereichen gleichermaßen angekommen 
ist und sich auch künftig veränderten Rahmenbedingungen unterwerfen muss. 
Den Weg zur inklusiven Gesellschaft und welche Rolle die Eingliederungshilfen 
bei den Inklusionsbestrebungen einnehmen, finden Sie auf Seite vier. 

Dem zunehmenden Druck zwischen steigenden Qualitätsanforderungen und 
stetig enger werdenden fiskalischen Spielräumen ist fast jede Jugendhilfever-
waltung ausgesetzt. Wie Sparen trotzdem gelingen kann, zeigen Stimmen aus 
der kommunalen Jugendhilfepraxis aus den Städten Paderborn und Düren. 
Welche Möglichkeiten QuARZ – unser Management-Informationssystem – zur 
Optimierung der Steuerung in der Jugendhilfe beiträgt, lesen Sie auf Seite zehn. 

Wir freuen uns auf Ihre Rückmeldungen und wünschen Ihnen eine spannende 
und erkenntnisreiche Lektüre.

Heiko Pech 			   Thomas Seitz
Partner 				    Associate Partner
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›› Werkstattgespräche: Angemessenheitsgrenzen nach SGB II und XII  
ermitteln und selbstständig fortschreiben

von Christian Griesbach und Johannes Hoeft

Nicht zuletzt aufgrund der umfangreichen und stets im Wandel 
befindlichen rechtlichen Vorgaben sowie der nicht zu vernach-
lässigenden Rolle der Kosten der Unterkunft in kommunalen 
Haushalten stellt das sogenannte „schlüssige Konzept“ nach 
wie vor ein wichtiges und intensiv diskutiertes Thema für Land-
kreise und kreisfreie Städte dar. Ziel der im Jahr 2013 durchge-
führten Werkstattgespräche war es deshalb, den Teilnehmern 
eine Möglichkeit eines Erfahrungsaustausches untereinander 
und mit Rödl & Partner als Beratungsunternehmen in diesem 
Themenfeld zu ermöglichen. Die Gruppen waren auf höchstens 
zehn Teilnehmer begrenzt und bestanden sowohl aus Kommu-
nen mit schlüssigem Konzept als auch solchen ohne bisherigem 
konzeptionellen Ansatz. Wir möchten uns an dieser Stelle bei 
allen Teilnehmern für die interessanten Diskussionen bedanken.

Interessierten, die keine Gelegenheit zur Teilnahme an einem 
Gespräch wahrnehmen konnten, soll dieser Artikel einen Über-
blick der wesentlichen Fragestellungen und Erkenntnisse ver-
mitteln.

Auf dem Laufenden bleiben und sich mit anderen Kommunen austauschen – dies war Zielsetzung für die diesjährigen Werkstatt-
gespräche im August und September an fünf Standorten zum Thema Ermittlung der angemessenen Unterkunftskosten nach 
SGB II und XII. Dynamische Rechtsprechung, neue Publikationen und Arbeitshilfen sowie steigende Kosten trotz rückläufiger 
Fallzahlen sorgen nach wie vor für Diskussionsstoff in den Kommunen und der Sozialgerichtsbarkeit im Bereich Kosten der Un-
terkunft. Dieser Artikel möchte die wesentlichen Erkenntnisse der Werkstattgespräche zusammenfassen.

Datenquellen überwiegend genutzt. Sowohl in der aktuellen 
Rechtsprechung als auch in der „Arbeitshilfe zur Bestimmung 
der angemessenen Aufwendungen der Unterkunft im Rahmen 
kommunaler Satzungen“ des Bundesministeriums für Verkehr, 
Bau und Stadtentwicklung wird explizit u.a. auf die Datenbe-
stände des Jobcenters sowie die SGB-XII-Statistik als sonstige 
Datenquelle verwiesen. Folglich ist es nicht die Frage des „ob“, 
die im Rahmen des schlüssigen Konzepts zu beantworten ist, 
sondern vielmehr sind die Qualität und die vorgenommenen 
Plausibilitätskontrollen der Daten relevant. 

Mittels Exportfunktionen kann auf vergleichsweise unkompli-
zierte Art und Weise ein meist sehr umfangreicher Datenbe-
stand erschlossen und sowohl für die erstmalige Erarbeitung als 
auch für die Fortschreibung genutzt werden.

Durchführung einer Mieterbefragung

Kontrovers wurde der Einsatz von 
Mieterbefragungen diskutiert. Hier 
wird natürlich der hohe Kostenauf-
wand im Vergleich zur eher kleinen 
Datenmenge angeführt. Gerade 
in den ländlichen Bereichen sind 
häufig keine größeren Vermieter 
und Wohnungsunternehmen vor-
handen. Zur Gewährleistung ei-
ner breiten regionalen Abdeckung 
kommt hier der Mieterbefragung 
eine wichtige Aufgabe zur Siche-
rung der Repräsentativität und zur 
Vermeidung des Vorwurfs der Get-
toisierung zu. Eine breite Daten-
grundlage aus unterschiedlichen 

Datenquellen sichert das erstellte Konzept hier ab (vgl. hierzu  
§ 22, Berlit in LPK-SGB II sowie § 35, Berlit in LPK-SGB XII). 
Für einen entsprechenden Rücklauf ist eine intensive Kommu-
nikation unverzichtbar. Die Erfahrungswerte von Rödl & Partner 
zeigen, dass durch eine intensive Kommunikation der Befra-
gungsaktion eine Rücklaufquote von bis zu 25 Prozent erreicht 
werden kann. Auch die Möglichkeit der Online-Befragung hat 

Nutzung von Sozialdaten

Mieterbefragungen
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rechtlichen Mietspiegeln
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Möglichkeit der Nutzung von Sozialdaten

Für viele Kommunen stellt sich die Frage, welche Arten von Da-
tenquellen für ein schlüssiges Konzept genutzt werden können. 
Insbesondere bezüglich der Einbindung von Wohnungsdaten 
aus den Fachverfahren SGB II, SGB XII und Wohngeld herrscht 
unter den Leistungsträgern nicht immer Klarheit. Die Kommu-
nen, die ein schlüssiges Konzept erarbeitet haben, haben diese 
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sich aus Sicht von Rödl & Partner in den vergangenen Projekten 
bewährt.

Beschränkung auf Angebotsmieten entspricht nicht der 
Rechtsprechung

In der Praxis wird aus Vereinfachungsgründen immer wieder 
darauf zurückgegriffen, Angemessenheitsgrenzen lediglich auf 
Basis von Angebotsmieten zu ermitteln. Auch die Teilnehmer 
der Werkstattgespräche haben vereinzelt solche Überlegungen 
angestellt. Insbesondere in dynamischen Wohnungsmärkten, in 
denen eine deutliche Preisspanne zwischen Bestands- und An-
gebotsmieten zu beobachten ist, erscheint dies auf den ersten 
Blick plausibel.
Die Rechtsprechung ist hier allerdings eindeutig und fordert 
für ein schlüssiges Konzept explizit auch die Berücksichtigung 
von Bestandsmieten (vgl. BSG, Urt. v. 18.06.2008 – B 14/7b AS 
44/06 R).

Interesse der Sozialgerichte übersteigt die Erwartungs-
haltung

Die Einbindung der zuständigen Sozialgerichte wurde ebenfalls 
intensiv diskutiert. Das Interesse der Sozialgerichtsbarkeit wur-
de von der überwiegenden Zahl der Teilnehmer als gering bis 
nicht vorhanden eingeschätzt. Weder die Teilnehmer, die über 
ein „schlüssiges“ Konzept verfügen noch die Erfahrungen von  
Rödl & Partner können diesen Eindruck bestätigen. Die im 
Rahmen der bisherigen Projekte angebotenen Informations-
veranstaltungen stießen bis auf eine Ausnahme bei allen So-
zialgerichten auf ausgeprägtes Interesse. Eine Darlegung der 
Vorgehensweise bei der Ermittlung der angemessenen KdU 
fördert die Nachvollziehbarkeit und damit auch die Akzeptanz 
durch die Sozialgerichtsbarkeit. Aus diesem Grund sehen wir 
zwei Informationstermine für das Sozialgericht in der Phase der 
Konzepterstellung vor (Information zur Projektvorgehensweise 
und zum Konzeptansatz sowie Vorstellung der Ergebnisse). Bei 
einem Vortrag von Rödl & Partner auf der Tagung der deutschen 
Richterakademie im Oktober 2013 zum Thema „Kosten der Un-
terkunft“ wurde dieser Ansatz ebenfalls von den anwesenden 
Richtern begrüßt. 

Nutzbarkeit von zivilrechtlichen Mietspiegeln für ein 
schlüssiges Konzept

Die mehrfach in der Rechtsprechung und Kommentierung zur 
Ermittlung der angemessenen KdU eingeräumte Möglichkeit 
der Nutzung bereits bestehender Mietpreisauswertungen hat 
vielerorts zu der Annahme geführt, ein Mietspiegel im zivilrecht-
lichen Sinne könne ein schlüssiges Konzept vollumfassend erset-
zen. Die Daten von einfachen oder qualifizierten Mietspiegeln 
lassen sich für die Erstellung eines schlüssigen Konzepts nutzen. 
Dies ist aber nicht durch ein Ablesen der Werte und eine Er-
mittlung von ungewichteten Durchschnittswerten möglich (vgl. 
hierzu § 22, Berlit in LPK-SGB II, Rn. 60). Eine Ermittlung von 

Angebotsmieten zur Prüfung der allgemeinen Verfügbarkeit ist 
in Hinblick auf die geltende Rechtsprechung unerlässlich.
Wir empfehlen eine Kombination der beiden Erarbeitungspro-
zesse für den qualifizierten und grundsicherungsrelevanten 
Mietspiegel auf der Grundlage einer gemeinsamen Datenerhe-
bung. Hierbei ist insbesondere auf die Nutzung von Einzelda-
tensätzen zur Ermittlung der Angemessenheitsgrenzen SGB II 
und XII abzustellen. Erfahrungen z.B. aus dem Landkreis Greiz 
bestätigen diese Vorgehensweise und erhöhen die Mitwir-
kungsbereitschaft.

Eigenständige Fortschreibungsfähigkeit als zentrales 
Thema

Wie bereits erwähnt, war unter den Teilnehmern auch eine Rei-
he an Kommunen mit „schlüssigen“ Konzepten. Für diese Teil-
nehmer war insbesondere die Möglichkeit der Fortschreibung 
ohne dauerhafte externe Unterstützung relevant. Daraus lässt 
sich ableiten, dass bereits bei der erstmaligen Erstellung eines 
schlüssigen Konzepts die Fragestellung der Fortschreibung be-
rücksichtigt und beantwortet werden sollte. Die Fortschreibung 
ist nämlich nicht nur alle zwei und vier Jahre von Interesse, son-
dern sollte laufend z.B. im Bereich des Verfügbarkeitsabgleichs 
mit Angebotsmieten möglich sein. Die Kommunen setzen hier 
zum Teil eigene Kräfte für die Beobachtung der Angebotsmie-
ten ein. Aktuelle Ausschreibungen zeigen, dass das Thema 
durchaus an Bedeutung zunimmt. Wir möchten an dieser Stel-
le auf die Vorstellung unseres fortschreibungsfähigen Berech-
nungsinstruments verweisen (vgl. Newsletter Jugend und Sozi-
ales, Ausgabe Mai 2013). 

Das Thema wird auch im Jahr 2014 viele Kommunen beschäf-
tigen. Für die Ermittlung der angemessenen Kosten der Un-
terkunft im kommenden Jahr wünschen wir allen kommuna-
len Leistungsträgern viel Erfolg. Wir möchten Ihnen auch im 
kommenden Jahr im Rahmen von Werkstattgesprächen einen 
Erfahrungsaustausch zu diesem oder verwandten Themen an-
bieten und laden alle Interessenten bereits an dieser Stelle recht 
herzlich ein.
Gerne unterstützen wir auch Sie dabei, die angemessenen Kos-
ten der Unterkunft in Zukunft eigenständig zu ermitteln und/
oder fortzuschreiben. Wir freuen uns über Ihre Fragen und An-
regungen und stehen Ihnen jederzeit gerne zur Verfügung!

Kontakt für weitere Informationen:

Christian Griesbach 
Diplom-Volkswirt
Tel.: 	 +49 (9 11) 91 93-36 05                                          
E-Mail:	 christian.griesbach@roedl.com 
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›› Die Rolle der Eingliederungshilfen bei den Inklusionsbestrebungen
Das Ziel: eine inklusive Gesellschaft

von Thomas Seitz

Am 26. März 2009 fand eine fundamentale Neuausrichtung der sozialen und gesellschaftlichen Systeme in Deutschland statt. 
An diesem Tag trat die Behindertenrechtskonvention der Vereinten Nationen (VN-BRK) in Kraft und entfaltete auch in Deutsch-
land Gesetzesgültigkeit. In vielen Bundesländern wurden seitdem Aktionspläne zur Umsetzung des überstaatlichen Bestrebens 
nach einer Neujustierung des Verständnisses um die Rolle der Menschen mit Behinderung unter uns angegangen. Inklusion ist 
zwischenzeitlich nicht mehr nur ein abstrakter Begriff, der ausschließlich einem Kreis von Fachleuten inhaltlich bekannt ist, son-
dern wird zunehmend in der Allgemeinheit bekannt.

Auch vor der Verabschiedung der VN-BRK mit ihrem wesent-
lich leitenden Artikel 3 gab es bereits Entwicklungen, um ei-
nen moderneren Behindertenbegriff und den Umgang damit 
zu definieren. Der Inklusionsgedanke gewinnt jedoch seitdem 
an Gestalt und Form. Er wandelt sich von einem spezifischen 
Begriff zu einem universellen Verständnis über den Aufbau und 
das Zusammenleben in einer Gesellschaft. Damit werden kei-
ne Sonderrechte entworfen, sondern Menschenrechte aus der 
Sicht der Menschen mit Behinderung konkretisiert. 

Im Wandel der Zeit hat sich die Gesellschaft unter verschiede-
nen Einflüssen fortwährend anhand den aktuell zu jeder Zeit 
gegebenen Erfordernissen entwickelt. So entstanden Welten 
für einzelne Mitglieder der Gesellschaft, die nach heutigem Ver-
ständnis zu überdenken und reformieren sind. Die Perspektive 
der Betroffenen einzunehmen und die aus diesem Blickwinkel 
zu erscheinenden Bedarfe und Bedürfnisse zu erkennen, stellt 
eine ernstzunehmende Herausforderung dar, der einzig mit bes-
ten Absichten nicht genüge getan ist. Tiefgreifende Analysen, 
gezielte Planungen und Maßnahmen und Zukunftsvorstellun-
gen bilden die Basis, um den Platz in der Mitte der Gesellschaft 
auch für die Menschen mit Behinderung offen zu halten. Die 
Eingliederungshilfen nach dem SGB XII (Zwölftes Buch Sozi-
algesetzbuch) bilden einen rechtlichen Strang ab, in dem die 
Bereitstellung von Unterstützungsleistungen gesetzlich im So-
zialsystem für Menschen mit Behinderung im genannten Sinne 
verankert ist. Allein aus dem Wortlaut ist zu entnehmen, warum 
ein Paradigmenwechsel hier noch vonnöten ist, denn Einglie-
derung setzt zunächst eine Ausgrenzung voraus. Integration 
bedeutet innerhalb bestehender Strukturen auch einen Raum 
für Menschen mit Behinderung zu schaffen, Inklusion hingegen 
geht von einer Umwelt aus, in der die Bedingungen von vorn-
herein entsprechend einer Vielfalt menschlicher Lebenslagen 
gestaltet sind. 

Inklusion ist ein Prozess, der noch am Anfang steht und nicht 
in allen Lebensbereichen gleichermaßen angekommen ist und 
auch künftig sich verändernden Bedingungen unterwerfen 
muss. Die Eingliederungshilfe greift dabei in vielfältige Schwer-
punktthemen, denen sich nun zuzuwenden ist.
 

Zunächst ist ein Verständnis darüber herzustellen, welchen 
künftigen Anspruch die Eingliederungshilfe erheben möchte. 
Dem geht eine Klärung dahingehend voraus, ob die etablierten 
Hilfeleistungssysteme auf- oder abzulösen sind, bzw. ob sie in 
ihrem Bestand eine sinnvolle Ergänzung zu einer folgenden Un-
terstützungslandschaft darstellen. Nahezu jede Leistung kann in 
ihrer Notwendigkeit hinterfragt werden. 

Die Träger der Eingliederungshilfe bedienen sich bei der Erbrin-
gung ihrer Leistungen hauptsächlich Dritter. Die gegenseitige 
Bindung erfolgt per Vereinbarungen über Leistungen, Prüfung 
und Entgelt. In bisheriger Form bewegt man sich in engen 
Grenzen, was die Inhalte der Leistungen, deren Aktualisierung, 
den Wechsel zwischen den Leistungsarten und deren Vergü-
tung anbelangt. 

Bei ernstgemeinter Orientierung an den Personen und deren 
Belangen kommt man bei dem Inklusionsgedanken in bisheri-
ger Form schnell an die Grenzen. Wunsch und Wahrrecht ha-

Grundsätze der  
VN-BRK

›› Selbstbestimmung

›› Nichtdiskriminierung

›› Partizipation

›› Chancengleichheit

›› Anerkennung 
der menschlichen 
Vielfalt

›› Kindesentwicklung

›› Orientierung an den Wün-
schen und Bedürfnissen der 
Menschen mit Behinderung 
– nicht an Angeboten und 
Trägern

›› Planung und Gestaltung 
geeigneter Sozialräume

›› Ablösung von Maßnah-
megattungen (ambulant/
stationär) und Förderung der 
Duchlässigkeit von Hilfesys-
temen

›› Personalbezogene Finanzie-
rung des Unterstützungsbe-
darfs

Bedeutung für die 
Eingliederungshilfe
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ben genauso Relevanz wie die Finanzierbarkeit der Leistungen 
sowie deren individuellen Charakter. Der Mensch muss nicht 
zum Angebot passen, sondern vielmehr sollten Angebote das 
kumulierte Portfolio der unterschiedlichsten Anforderungen 
auffangen. Solche Angebote und Angebotslandschaften müs-
sen dynamisch und flexibel aufgestellt sein. 

Der Zugang in das Hilfesystem ist bereits durch einen Prozess 
der individuellen Feststellung des Bedarfs gekennzeichnet. Kei-
ne Bedeutung dürfen dabei Pauschalierungen oder Verallge-
meinerungen haben. Per geeigneter Instrumente der Bedarfs-
erhebung sind möglichst genaue Bedarfslagen und -mengen zu 
ermitteln. Im Folgenden ist dann eine Hilfeplanung anzuschlie-
ßen, die sich ausgehend von den Fähigkeiten des Menschen hin 
zu dessen Zielvorstellungen vollzieht. Der Rehabilitationsprozess 
ist orientiert an den Zielen angemessen nachzuvollziehen und 
bei Erfordernis nachzusteuern.

Bei all dem und wahrscheinlich unabdingbar handlungsleitend 
bleibt die Finanzierung der Leistungen. Die dauerhafte wirt-
schaftliche Betätigung der Kommunen als Sozialleistungsträger 
muss gewährleistet bleiben. 

Es ist daher angezeigt aktive Steuerungskonzepte zu entwi-
ckeln, die eine ‚eng beim Menschen’ erbrachte, bedarfsgerech-
te, ortsnahe, vernetzte und finanzierbare Leistung sicherstellen. 
Dies kann nur in den örtlichen Sozialräumen erfolgen. Zu gene-
rieren sind Ansätze, die die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit 
der Kommune auch bei den besonderen Anforderungen der 
Inklusion zukunftsfähig stärken. 

Die systematische Fokussierung auf die Ergebnis- und Wir-
kungsebene baut die Selbst- und Mitverantwortung der Leis-
tungsbezieher aus und erhöht die Partizipations- und Teilhabe-
effekte. Der Mensch steht im Mittelpunkt und findet seine Rolle 
als Zentrum, in dessen Richtung sich alle Bestrebungen auszu-
richten haben. Alle Aktivitäten der öffentlichen Hand müssen 
darauf gerichtet sein, die hohen Anforderungen der Inklusion 
als Leitmotiv einzubeziehen, dabei die eigene Handlungsfähig-
keit hingegen nicht zu gefährden. 

Rödl & Partner analysiert mit Ihnen Ihre Organisation, optimiert 
das Steuerungshandeln durch Fokussierung auf Wirkungen und 
Effekte und implementiert die für Ihre Belange wirksamsten 
Methoden und Instrumente. Im Ergebnis entwickeln sich eine 
nachhaltig finanzierte Behindertenhilfe und eine zukunftsfähige 
Verwaltung.

Kontakt für weitere Informationen:

Thomas Seitz
Diplom-Betriebswirt (FH)
Tel.: 	 +49 (9 11) 91 93-35 10                                          
E-Mail:	 thomas.seitz@roedl.com

Der 14. Kinder- und Jugendbericht des Deutschen Jugendinstitutes DJI formuliert zehn zentrale Leitlinien für die Neugestaltung 
des Aufwachsens von Kindern und Jugendlichen in der Bundesrepublik Deutschland. Kommunen als zentraler Ort der Kinder 
und Jugendhilfe […] sollen gem. dem DJI in ihrer Verantwortungswahrnehmung gestärkt werden und Jugendämter zu strategi-
schen Zentren für die Gestaltung des Aufwachsens weiterentwickelt werden. 
Doch wie kann eine kommunale Jugendhilfestrategie aussehen? Dieser Beitrag gibt Einblicke in die Erkenntnisse unserer dies-
jährigen Werkstattgespräche zum Thema „Strategische Ausrichtung der Jugendhilfe“.

Ausreichende Personalausstattung als erfolgskritischer 
Faktor bei der inhaltlichen und finanziellen Steuerung 
der Jugendhilfe erkannt

Die Kinder- und Jugendhilfe ist und war in den vergangenen 
Jahrzehnten hauptsächlich durch einen deutlichen Anstieg bei 
den Ausgaben (zwischen einem Zeitraum von 1992 und 2010 
ergab sich ein Ausgabenanstieg von nominal 93 Prozent, vgl. 
14. Kinder- und Jugendbericht, S. 266) geprägt. Gleichzeitig ist 
die Kinder- und Jugendhilfe in das Dilemma von neuen Aufga-

ben, gestiegenen Qualitätsanforderungen sowie deren Finan-
zierbarkeit geraten. Die Hauptlast der Finanzierungsverantwor-
tung für die Kinder- und Jugendhilfe liegt nach wie vor bei den 
Kommunen, die damit vor immer größer werdende Herausfor-
derungen gestellt werden.

In den letzten Jahren hat man das Personal als erfolgskritischen 
Faktor bei der inhaltlichen und auch finanziellen Gestaltung der 
Jugendhilfelandschaft erkannt. So haben bereits viele Kommu-
nen ihre Allgemeinen Sozialen Dienste personell aufgestockt. 

›› Strategische Ausrichtung der Jugendhilfe – ein Einblick in die Praxis

von Thomas Seitz und Susanne Eymold 
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Damit versprach man sich eine Fallzahlenentlastung für die be-
reits überlasteten Mitarbeiter, ein intensiveres Fallmanagement 
sowie mehr Ressourcen für Präventionsarbeit.

Im Nachgang zu dieser Steuerungsmaßnahme stellt sich für 
viele Verwaltungsführungen nun die Frage nach der Wirkung 
des neu eingesetzten Personals. Was wurde erreicht, fachlich-
inhaltlich und auch finanziell?

Werkstattgespräche als Praxisdialog 

Erfahrungen aus Organisationsuntersuchungen und Konsolidie-
rungsprojekten haben gezeigt, dass Steuerungsbemühungen in 
der Jugendhilfe nur selten auf einer erarbeiteten Strategie ba-
sieren. So resultierte eine Erhöhung der personellen Ressourcen 
beispielsweise oft aus quantitativen Personalbedarfsbemessun-
gen oder schlicht einem zu hohen internen (mehrfache Über-
lastungsanzeigen aus dem Jugendamt) oder externen Druck 
(sensibilisierte Öffentlichkeit bei Fällen von Kindeswohlgefähr-
dungen). Eine Verknüpfung mit der strategischen Ausrichtung 
der (Jugendhilfe-) Verwaltung hatte vorher nicht stattgefunden.

In unseren diesjährigen Werkstattgesprächen diskutierten wir 
daher an sechs Standorten (Nürnberg, Berlin, Köln, Leipzig, 
Eschborn, Hannover) mit mehr als 60 Vertretern der kommuna-
len Jugendhilfe aus 43 Gebietskörperschaften die Themen

›› Strategische Ausrichtung der Jugendämter – Betrachtung 
des Status quo

›› Der Weg zu einer strategischen Ausrichtung in der Jugendhilfe

›› Strategie und Konsolidierung – Kein Ausschluss in der Ju-
gendhilfe.

Die Teilnehmer der Werkstattgespräche setzten sich zusammen 
aus insgesamt 18 Landkreisen, 14 kreisangehörigen und zehn 
kreisfreien Städten sowie einem Bezirk. Folgende Fragestellun-
gen standen dabei im Mittelpunkt: 

›› Wünschen die Leitungskräfte eine Strategie?

›› Ist ein verschriftlichtes Leitbild vorhanden?

›› Ist eine verschriftlichte Strategie vorhanden?

›› Ist eine Operationalisierung der Strategie erfolgt?

Strategische Ausrichtung der Jugendämter – ein Status 
quo

Insgesamt gaben 44 Prozent der Teilnehmerkommunen an, 
ein verschriftlichtes Leitbild liege vor. Bei diesem handelte es 
sich in über der Hälfte der Fälle um das allgemeine Leitbild 
der Kommune. Weiterhin gaben 75 Prozent der Teilnehmer 
an, eine Jugendhilfestrategie sei prinzipiell gewünscht. Jedoch 
liegt bei 18 der 43 befragten Kommunen keine verschriftlichte 
Strategie vor.

Eine Verknüpfung der Strategie mit operativen Zielen 
fehlt meist vollständig

Eine wesentliche Aufgabe von Führungskräften ist es, fortlau-
fend die Leistungsfähigkeit ihrer Organisation zu hinterfragen 
und Entwicklungsprozesse zu initiieren. Die Erarbeitung einer 
Strategie ist ein wichtiger Bestandteil eines Entwicklungsprozes-
ses. Entscheidend ist jedoch, was eine Strategie für die entspre-
chenden Organisationseinheiten bedeutet. Also beispielweise, 
welche konkreten Ziele sich für den Pflegekinderdienst erge-
ben, damit die Strategie erfolgreich verfolgt werden kann?

Die Diskussion im Rahmen unseres Werkstattgesprächs ergab, 
dass mehr als zwei Drittel der Teilnehmerkommunen keine ope-
rativen Ziele formuliert haben.

Erkenntnisse 

Steigende Jugendhilfeausgaben bei immer knapper werdenden 
Spielräumen in der Haushaltsplanung zwangen viele Verwal-
tungen bereits zur Erhöhung ihrer Steuerungsbemühungen. 
Unter dem Begriff der Wirkungsorientierung wurden zahlreiche 
Instrumente initiiert, die einen effektiven Einsatz vorhandener 
finanzieller und personeller Ressourcen gelingen lassen sollen. 
Diskussionen im Zuge der Werkstattgespräche bestätigten be-
reits Erkenntnisse aus Projekten mit Jugendhilfeverwaltungen:

›› Die Steuerungsbemühungen der Jugendämter sind in den 
seltensten Fällen von einer fundierten und nachhaltigen 
Strategie abgeleitet, sondern basieren auf kurzfristigen fach-
lichen oder haushalterischen Zwängen. 

›› Eine Operationalisierung der Strategie, also eine Ableitung 
von konkreten Zielen, findet oftmals nicht statt.

›› Ziele werden nicht durch Kennzahlen messbar und damit 
überprüfbar gemacht. Erfolge bleiben so intransparent. 

5%

67%

28%

Ja

Nein

teilweisen=43

Abbildung 1: Operationalisierte Strategie vorhanden?
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Kontakt für weitere Informationen:

Susanne Eymold
B.A. Wirtschaftswissenschaften 
Tel.: 	 +49 (9 11) 91 93-35 80
E-Mail: 	 susanne.eymold@roedl.com

Fazit: 

›› Ziele sind die Grundlage für einen nachhaltigen Entwick-
lungsprozess. 

›› Ohne Ziele kann keine Steuerung stattfinden. 

›› Ohne Überprüfung der Zielerreichung ist eine wirkungs- 
orientierte Steuerung nicht möglich.

›› Konsolidierungsbemühungen und Strategieentwicklungs-
prozesse stehen nicht in Konkurrenz zueinander.

Nachhaltigkeit gezielt herbeiführen

Wie also kann eine nachhaltige Steuerung gelingen? Wie wer-
den Jugendämter zu den vom DJI geforderten strategischen 
Zentren?

Dieser Prozess gelingt dann, wenn Steuerungsbemühungen auf 
eine nachhaltige Strategie gestützt sind. In Zukunft muss es also 
gelingen, strategische Ziele abzuleiten und diese mithilfe von 
Kennzahlen auf ihr Erreichen überprüfbar zu machen. Sind die 
Ziele mit dem Haushaltsplan verknüpft, ist eine für alle Inter-
essengruppen (Verwaltung, Politik, Dritte) transparente Steue-
rungsgrundlage entstanden. Nachstehende Abbildung verdeut-
licht diesen Prozess:

Wir beraten Sie bei Strategieentwicklungsprozessen, strategi-
scher Haushaltskonsolidierung, bei der Erarbeitung von strate-
gischen Zielen, bei der Ableitung von konkreten Maßnahmen 
und der Verknüpfung von Strategie und Haushalt. 

Beachten Sie für weitere Informationen zum Thema „Strategie 
in der Jugendhilfe“ auch unsere Sonderausgabe Strategieent-
wicklung in der Jugendhilfe, die im Frühjahr 2014 erscheint.

Abbildung 2: Der Weg zur strategischen Steuerung

Ziele HH-Plan Messung Darstellung 
im HH

Strategische 
Ziele

Budgets /  
Zielwerte

Maßnahmen-
realisierung

KennzahlenProduktziele Interne Berichte

TeilergebnisplanAnalyse Maßnahmen
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Ausstellung in der U

nibibliothek

¥ Paderborn. Vom 31. Okto-

ber bis 17. November wird in

der Universitätsbibliothek Pa-

derborn die Ausstellung„Ich bin

froh, dass diese Wände nicht

sprechen können. . .“ gezeigt. Sie

basiert auf den Eindrücken ei-

ner Studienfahrt, die das Insti-

tut für Evangelische Theologie

der Universität Paderborn ge-

meinsam mit der Evangeli-

schen Jugend Paderborn im Ju-

li 2013 veranstaltet hatte. Ziel

der Reise, an der 25 Personen

teilnahmen, war die Auseinan-

dersetzung mit der Schoah, dem

nationalsozialistischen Völker-

mord an den Juden Europas.

Neben Führungen im

StammlagerAuschwitzunddem

Lager Auschwitz-Birkenau

stand auch die Begegnung mit

einem Überlebenden auf dem

Programm. Ein Tag in Krakau

führte in die Fabrik von Oskar

Schindler und den jüdischen

Stadtteil Kazimierz. Am letzten

Tag wurde noch der Ort Os-

wiecim mit Synagoge erkundet.

In Texten und Fotos haben die

Teilnehmerinnen und Teilneh-

mer versucht, Gefühle und Ein-

drücke beim Besuch der Ge-

denkstätten in Oswiecim ein-

zufangen.
Bis heute schockieren die dort

erfahrbaren Dimensionen des

doppelten Zivilisationsbruches

des NS-Regimes. Die Mah-

nung, dass dies nicht wieder ge-

schehen dürfe, ist zum An-

spruch einer „Pädagogik nach

Auschwitz“ geworden. Die

Ausstellung kann während der

Öffnungszeiten der Universi-

tätsbibliothek besucht werden:

Montag bis Freitag: 7.30 bis 24

Uhr, Samstag bis Sonntag: 9 bis

21 Uhr. Kontakt Ausstellung:

Richard Janus, Institut für

Evangelische Theologie, Uni-

versität,
rja-

nus@mail.upb.de<mailto:rja-

nus@mail.upb.de>.
Wolfgang Walter, Be

igeordneter der Stad
t Paderborn (r.), im

Gespräch mit Huber
t Schonlau, der sich

erfolgreich um das C
ontrolling im Be-

reich der Jugendhilfe
kümmert. Trotz gest

iegener Fallzahlen ko
nnten dort in den let

zten beiden Jahren e
twa 800.000 Euro ein

gespart werden.
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Paderborner Teppic

hwerkstatt umgezog
en

¥ Paderborn. Die Paderborner

Teppichwerkstatt ist in den ver-

gangenen Tagen erfolgreich

Umgezogen: Der neue Stand-

ort am Elsässer Weg 17a in Pa-

derborn ist nur unweit von dem

alten an der Detmolder Straße

entfernt. Hier erwarten die

Kunden die Spezialisten für

Teppiche und Polstermöbel auf

noch mehr Raum. Zum Ange-

bot gehört die Teppichwäsche,

Teppichreparatur und der Tep-

pichketteldienst sowie die Tep-

pichboden- und Polstermöbel-

reinigung. „Eine kompetente

Beratung ist vor jedem Auftrag

selbstverständlich und unver-

zichtbar, um das optimale Er-

gebnis für Sie zu erzielen“, be-

tont die Firmenleitung. Bereits

seit 1977 vertrauen eine Viel-

zahl von Privatkunden, aber

auch namhafte Teppichhändler

und Möbelfirmen aus der Re-

gion ihre Teppiche dem Fami-

lienunternehmen an. Egal ob sie

defekte Fransen, Seitenkanten

haben oder ihre Teppiche nach

Brand- und Wasserschäden

nach geknüpft werden müssen.

Das besondere an der Teppich

und Polsterreinigung ist, das

schonende Verfahren. Es wird

ausschließlich mit schonenden

Mitteln gereinigt. Auch ein Ab-

hol- und Lieferservice wird an-

geboten.

��������
����	 Samat
Niktalab mit seiner F

rau Mahnaz.

���� ��� ������� �
�������
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Info-Veranstaltung
am St. Johannisstift

¥ Paderborn. Wenn Knie und

Hüfte ständig schmerzen, ist die

Bewegungsfähigkeit des Men-

schen eingeschränkt. Für die

Betroffenen bedeutet dies ei-

nen erheblichen Verlust an Le-

bensqualität und oft eine deut-

liche Beeinträchtigung des Le-

bens im Alter. Wenn konser-

vative Therapien keinen Erfolg

(mehr) versprechen, kann der

Einsatz einer Endoprothese, al-

so eines künstlichen Gelenkes,

helfen.
Am St. Johannisstift Ev.

Krankenhaus Paderborn GmbH

gibt es neu einen orthopädi-

schen Schwerpunkt. Dr. Ulrich

Maschke, Facharzt für spezielle

orthopädische Chirurgie, setzt

hier neue Impulse in der En-

doprothetik, also im Einsatz

künstlicher Gelenke an Hüfte

und Knie.

Dabei setzt der Experte bei

Gelenkprothesen auf bewährte

Prothesensysteme, maximalen

Knochenerhalt und auf Maß

angefertigte Implantate für ei-

nen optimalen Sitz.

Um über die modernen Be-

handlungsmöglichkeiten auf-

zuklären, bietet das Kranken-

haus St. Johannisstift am 28.

Oktober um 19.30 Uhr eine In-

formationsveranstaltung für

Patienten und Interessierte an.

Der Eintritt ist frei. Veranstal-

tungsort ist die Tagesklinik der

Klinik für Geriatrie auf dem

zentralen Gelände des St. Jo-

hannisstift, Reumontstraße 31

in 33102 Paderborn.

Dr. Ulrich Maschke stellt die

Behandlungsmöglichkeiten am

St. Johannisstift vor und be-

antwortet Fragen der Teilneh-

mer.
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Controlling in sensi
blem Bereich spart 8

00.000 Euro ein

¥ Paderborn (NW). Wenn

Wolfgang Walter über das

Controlling im Jugendamt der

Stadt Paderborn spricht,

leuchten seine Augen. Der Ju-

genddezernent hatte vor zwei

Jahren als Pilotprojekt mit

Hubert Schonlau den ersten

Controller im Bereich der Ju-

gendhilfe eingesetzt.

Ein 17-Millionen-Budget gilt

es dort zu stemmen. In einem

sensiblen Bereich, der geprägt

ist von stationären und ambu-

lanten Maßnahmen zum Woh-

le der Kinder. Kann dort ge-

spart werden, wo es um die Si-

cherheit und das Wohl der Kin-

der geht? Das war die Frage, die

sich im Rahmen der gesamt-

städtischen Sparmaßnahmen

mit dem Unternehmen „Rödl &

Partner“ stellte. Sparen in ei-

nem Bereich, zu dem auch die

Heimunterbringung von Kin-

dern gehört. Ein Thema, das

nach den Fällen von Kindes-

missbrauch oder gar der Kin-

destötung, nicht nur bundes-

weit diskutiert wurde, sondern

bei dem sich wegen seiner gro-

ßen Bedeutung von jeher Dis-

kussionen um mögliche Ein-

sparungen erübrigten.

„Wir haben in den letzten

beiden Jahren gezeigt, dass die

Heimunterbringungen trotz

gestiegener Fallzahlen bei ei-

nem nach wie vor hohen Qua-

litätsstandard der Betreuung

gesenkt werden können“, ver-

weist Wolfgang Walter auf eine

positive Entwicklung. Er erteilt

dem Argument, das man der

Steigerung in diesem Bereich

eher hilflos gegenüberstehe, da-

mit eine klare Absage. Und

Walter hat die Fakten auf sei-

ner Seite: 17 Heimkinder konn-

ten in den letzten beiden Jah-

ren in einer Vollzeit-Pflegefa-

milie bzw. im Rahmen eines

günstigeren ambulanten oder

teilstationären Hilfeangebots

untergebracht werden. Außer-

dem kamen 26 Kinder in neu

gewonnene Pflegefamilien. Die

Alternative wären Heimunter-

bringungen gewesen. Die aber

wäre viermal so teuer wie die

Unterbringung in einer Voll-

zeitpflegefamilie. „Wir konnten

trotz gestiegener Fallzahlen so

in den letzten beiden Jahren et-

wa 800.000 Euro im Bereich der

Jugendhilfe einsparen“, bezif-

fert Walter den Erfolg.

Die Gründe dafür sieht der

Dezernent nicht nur in der Ar-

beit des Controllers Hubert

Schonlau. Kostenströme dar-

zustellen, sie transparent zu

machen und damit eine Steu-

erungsmöglichkeit zu haben, sei

nur das eine. Wichtig, so Wal-

ter, sei die Hilfen für die Kin-

der so präzise wie möglich zu

gestalten. Umfassend beraten,

die Hilfe individuell zuschnei-

den, um Familien optimal zu

unterstützen, das sei ein wich-

tiger Grundsatz, der letztlich

auch Kosten spare. Diesen hät-

ten die Sozialarbeiterinnen und

Sozialarbeiter in ihrem ver-

stärkt kostenbewussten Han-

deln verinnerlicht, so der Bei-

geordnete. „Dass wir in einem

solch lebenswichtigen und stets

unter besonderer Beobachtung

stehenden Bereich wie der Ju-

gendhilfe, bei dem das Kin-

deswohl an oberster Stelle steht,

Kosten sparen konnten, ist das

Ergebnis aller in diesem Be-

reich Tätigen“, gibt Wolfgang

Walter ein großes Lob an die be-

treffenden Mitarbeiterinnen

und Mitarbeiter weiter.
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06.00 AM MORGEN

mit Sylvia Homann

darin u. a.: Kulthits und

das Beste von heute,

Veranstaltungstipps

und diese Themen:

´ Wir sagen Ihnen, ob Sie

am Wochenende lieber

mit oder ohne Regen-

schirm rausgehen sollten

– im Radio Hochstift

Wettertalk
´ Was müssen Sie beim

Thema Kfz-Versicher-

ungen beachten?

´ Lady Gaga in Berlin –

wir sprechen darüber!

´ Immer um halb:

Radio Hochstift Aktuell

– Ihre Lokalnachrichten

für die Kreise Paderborn

und Höxter mit

Thorsten Heggen

plus Wetter und Verkehr

10.00 AM VORMITTAG

mit Tim Donsbach

und dem besten Mix:

Kulthits und das Beste von

heute
´ Immer um halb: Radio

Hochstift Aktuell – Ihre

Lokalnachrichten für die

Kreise Paderborn und

Höxter mit

Thorsten Heggen und

aktuellen Wetter- und

Verkehrsinfos

12.00 AM MITTAG

mit Jenni Hansen

14.00 AM NACHMITTAG

mit Verena Hagemeier

Kulthits und das Beste von

heute
´ Immer um halb: Radio

Hochstift Aktuell – Ihre

Lokalnachrichten für die

Kreise Paderborn und

Höxter mit

Sonya Harrison

plus Wetter und

Verkehrsinfos

18.00 AM ABEND

mit Stephan Kaiser

22.00 DIE NACHT

mit Florian Rogalla
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¥ Paderborn. In der Pfarrkir-

che St. Laurentius findet am

Sonntag, 27. Oktober, eine Hu-

bertus- messe statt. Das Jagd-

horn-Bläserchorps Bad Dri-

burg wird die Hl. Messe mit-

gestalten.

Anzeige

41967401_000313

...weil wir hier zuhause sind.
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›› Neue Westfälische, 25.10.2013: Jugendhilfe im Kostencheck
Controlling in sensiblem Bereich spart 800.000 Euro ein

Paderborn (NW). Wenn Wolfgang Walter über das Controlling im Jugendamt der Stadt Paderborn spricht, leuchten seine Augen. 
Der Jugenddezernent hatte vor zwei Jahren als Pilotprojekt mit Hubert Schonlau den ersten Controller im Bereich der Jugendhilfe 
eingesetzt.

Ein 17-Millionen-Budget gilt es dort zu stemmen. In einem sen-
siblen Bereich, der geprägt ist von stationären und ambulanten 
Maßnahmen zum Wohle der Kinder. Kann dort gespart werden, 
wo es um die Sicherheit und das Wohl der Kinder geht? Das 
war die Frage, die sich im Rahmen der gesamtstädtischen Spar-
maßnahmen mit dem Unternehmen Rödl & Partner stellte. Spa-
ren in einem Bereich, zu dem auch die Heimunterbringung von 
Kindern gehört. Ein Thema, das nach den Fällen von Kindes-
missbrauch oder gar der Kindestötung, nicht nur bundesweit 
diskutiert wurde, sondern bei dem sich wegen seiner großen 
Bedeutung von jeher Diskussionen um mögliche Einsparungen 
erübrigten.

„Wir haben in den letzten beiden Jahren gezeigt, dass die Hei-
munterbringungen trotz gestiegener Fallzahlen bei einem nach 
wie vor hohen Qualitätsstandard der Betreuung gesenkt wer-
den können“, verweist Wolfgang Walter auf eine positive Ent-
wicklung. Er erteilt dem Argument, dass man der Steigerung in 
diesem Bereich eher hilflos gegenüberstehe, damit eine klare 
Absage. Und Walter hat die Fakten auf seiner Seite: 17 Heim-
kinder konnten in den letzten beiden Jahren in einer Vollzeit-
Pflegefamilie bzw. im Rahmen eines günstigeren ambulanten 
oder teilstationären Hilfeangebots untergebracht werden. Au-

ßerdem kamen 26 Kinder in neu gewonnene Pflegefamilien. 
Die Alternative wären Heimunterbringungen gewesen. Die aber 
wäre viermal so teuer wie die Unterbringung in einer Vollzeit-
pflegefamilie. „Wir konnten trotz gestiegener Fallzahlen so in 
den letzten beiden Jahren etwa 800.000 Euro im Bereich der 
Jugendhilfe einsparen“, beziffert Walter den Erfolg.

Die Gründe dafür sieht der Dezernent nicht nur in der Arbeit 
des Controllers Hubert Schonlau. Kostenströme darzustellen, 
sie transparent zu machen und damit eine Steuerungsmöglich-
keit zu haben, sei nur das eine. Wichtig, so Walter, sei die Hilfen 
für die Kinder so präzise wie möglich zu gestalten. Umfassend 
beraten, die Hilfe individuell zuschneiden, um Familien optimal 
zu unterstützen, das sei ein wichtiger Grundsatz, der letztlich 
auch Kosten spare. Diesen hätten die Sozialarbeiterinnen und 
Sozialarbeiter in ihrem verstärkt kostenbewussten Handeln ver-
innerlicht, so der Beigeordnete. „Dass wir in einem solch lebens-
wichtigen und stets unter besonderer Beobachtung stehenden 
Bereich wie der Jugendhilfe, bei dem das Kindeswohl an obers-
ter Stelle steht, Kosten sparen konnten, ist das Ergebnis aller in 
diesem Bereich Tätigen“, gibt Wolfgang Walter ein großes Lob 
an die betreffenden Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter weiter.

Quelle: Neue Westfälische / http://www.nw-news.de/owl/kreis_paderborn/paderborn/paderborn/9497590_Jugendhilfe_im_Kostencheck.html
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›› Aachener Zeitung, 13.12.2012: Die Stadt Düren investiert und das  
Jugendamt spart 

Von Stephan Johnen 

Was tun, wenn die Kosten für die Jugendhilfe aus dem Ruder laufen? Geld ausgeben! Der Rat der Stadt Düren hat sich trotz lee-
rer Kassen vor zwei Jahren für Investitionen entschieden und zwölf neue Jugendamtsmitarbeiter eingestellt. Kostenpunkt: knapp 
600.000 Euro im Jahr. Die Theorie hinter dem Projekt lautet: Wer heute in der Jugendhilfe investiert, kann morgen Geld sparen. 

„Auch wenn wir anfangs zum Teil belächelt worden sind: Wir 
haben unsere Ziele erreicht“, bilanzierte am Mittwoch Jugend-
amtsleiter Manfred Savelsberg. „Und das Projekt wird zum Re-
gelangebot“, fügt sein Stellvertreter Ansgar Kieven hinzu. Die 
einst befristeten Stellen wurden in unbefristete umgewandelt, 
damit die Arbeit fortgesetzt wird. 

Von einem „Paradigmenwechsel in der Politik“ sprach ges-
tern gar der Vorsitzende des Jugendhilfeausschusses Thomas 
Floßdorf (CDU). Die Politik habe erkannt, dass das Themenfeld 
des Sozialen ernsthaft beackert werden muss. „Auch wenn 
das Knochenarbeit ist und eine Politik der kleinen Schritte er-
fordert“, sagte Floßdorf. Der Erfolg habe diesem Ansatz Recht 
gegeben. 

Zur Bilanz des Jugendamtes: Weil mehr Personal zur Verfügung 
stand, wurde zunächst die „Bugwelle“ bei der sogenannten 
wirtschaftlichen Jugendhilfe abgetragen, die die Mitarbeiter vor 
sich hergeschoben hatten. So konnte das Amt beispielsweise 
Einnahmen von mehr als einer Millionen Euro verbuchen. Die 
Mitarbeiter rechneten Fälle ab, die an andere Jugendämter ab-

gegeben wurden und ermittelten schneller Kostenbeiträge, die 
Eltern zu entrichten hatten. Ein Beispiel für Einsparungen ist die 
Zahl der Heimunterbringungen: Wurden vor zwei Jahren noch 
157 Fälle verzeichnet, sind es mit heutigem Stand 133. 

„Bei 160 Euro pro Tag und Fall ist das eine große Ersparnis“, 
bilanziert Ansgar Kieven. „Wir haben weiterhin alle Hilfen ge-
währt, die notwendig waren“, fügt Savelsberg hinzu. Es sei 
nie auf Kosten der Kinder und Familien gespart worden. Um 
das Kindeswohl nicht zu gefährden, sei früher eher die Unter-
bringung in einem Heim angeordnet worden. Damals hatte ein 
Sachbearbeiter in der Spitze bis zu 90 Fälle, heute sind es unter 40. 
„Wir kennen die Familien besser, können früh eigene Hilfsan-
gebote vermitteln anstatt externe Hilfe einzukaufen“, sagt Sa-
velsberg. Die Qualität der Betreuung sei gestiegen, die durch-
schnittliche Fallkostenpauschale bei der Familienhilfe von 8000 
auf 6000 Euro gesunken – bei 420 Fällen im Jahr. Rechnerisch 
liegt das Amt 250000 Euro über der Zielvorgabe der Politik. 
Das Geld bleibt im Topf des Jugendamtes und wird für den U3-
Ausbau verwendet. „Auch das ist Prävention. Die Früchte dieser 
Investition können wir später ernten“, findet Thomas Floßdorf.
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Kabarett
Anka Zinks Programm
hat einige Längen
▶ Seite 17

Kreuzau
Debatte um die Stelle eines
Generationenbeauftragten
▶ Seite 20

Kurznotiert
B 56n: Berlin gibt grünes
Licht für den Ausbau
Düren/Berlin.Der Haushaltsaus-schuss des Bundestages hat ges-tern dieMittel für den Beginndes Neubaus der Ostumgehungder B 56n in Düren bewilligt.Bereits für 2013 sindMittel inHöhe von einerMillion Euround für 2014 weitere drei Millio-nen Euro eingeplant, um imZuge des Neubaus der Schoeller-straßenbrückemit den Bauar-beiten zu beginnen. Insgesamtsind für die B 56n im „Infra-strukturbeschleunigungspro-gramm II“ 30Millionen Euroveranschlagt. „Wir gehen davonaus, dass jetzt die Bezirksregie-rung und der LandesbetriebStraßen umgehend alle erforder-lichen Schritte einleiten, damitdie aufschiebendeWirkung derKlage eines Anwohners beimOberverwaltungsgerichtMüns-ter aufgehobenwird“, erklärtendie drei Dürener Bundestagsab-geordneten undDürens Bürger-meister. Die vier Politiker hattenzuletzt einen gemeinsamen Vor-stoß im Bundesverkehrsministe-rium unternommen.

Decathlon hält am
Standort fest
Düren. BekommtDüren doch ei-nen Decathlon-Markt? Die CDUrechnet sich offenbar Chancenaus, dass Decathlon sich an ei-nem anderen, innenstadtnahenStandort ansiedeln könnte. ImGespräch ist ein Areal am Bahn-hof. Dienstag hatte der französi-sche Konzern seinen Bauantragfür einen Markt „Im großenTal“ zurückgezogen, nachdemklar war, dass CDU undGrünegegen diese Pläne stimmenwür-den. „Wir sind nicht gegen De-cathlon.Wir sind gegen denStandort imGewerbegebiet“,sagte der CDU-Fraktionsvorsit-zende StefanWeschke gesternder DZ. „Wir haben den Stand-ort nicht aufgegeben“, betonteThomasWeidner von Deca-thlon auf Anfrage unserer Zei-tung. Decathlon habe den An-trag zurückgezogen, ummitdem neuen Technischen Beige-ordneten der Stadt, dem Bürger-meister und der Bezirksregie-rung das Gespräch zu suchen.So soll die Frage der Städtebau-fördermittel geklärt werden. Ei-nes stellteWeidner klar: „Wirgehen niemals in die Innenstadtundwir gehen nicht auf ein Ge-lände am Bahnhof.“ (sj)

Nach zwei Jahren ziehen die Verantwortlichen Bilanz eines erfolgreichen Projekts. Der Präventionsansatz geht auf.

Zwölf neue Stellen – und das Jugendamt spartGeld
Von Stephan Johnen

Düren. Was tun, wenn die Kostenfür die Jugendhilfe aus dem Ruderlaufen?Geld ausgeben!Der Rat derStadt Düren hat sich trotz leererKassen vor zwei Jahren für Investi-tionen entschieden und zwölfneue Jugendamtsmitarbeiter ein-gestellt. Kostenpunkt: knapp600 000 Euro im Jahr. Die Theoriehinter dem Projekt lautet: Werheute in die Jugendhilfe investiert,kann morgen Geld sparen. „Auchwenn wir anfangs zum Teil belä-chelt worden sind: Wir haben un-sere Ziele erreicht“, bilanzierte ges-tern Jugendamtsleiter Manfred Sa-velsberg. „Und das Projekt wirdzum Regelangebot“, fügte seinStellvertreter Ansgar Kievenhinzu.Die einst befristeten Stellen wur-den in unbefristete umgewandelt,damit die Arbeit fortgesetzt wird.

Von einem „Paradigmenwech-sel in der Politik“ sprach gesterngar der Vorsitzende des Jugendhil-feausschusses Thomas Floßdorf(CDU). Die Zeit repräsentativerGroßprojekte sei zumindest beidenKommunenvorbei. Die Politikhabe erkannt, dass das Themen-feld des Sozialen ernst-haft beackert werdenmüsse. „Auch wenn
das Knochenarbeit
ist und eine Politik
der kleinen Schritte
erfordert“, sagte
Floßdorf. Der Er-
folg habe
diesem
Ansatz
Recht ge-
geben.
Zur Bi-

lanz des
Jugend-

amtes:Weilmehr Personal zurVer-fügung stand, wurde die „Bug-welle“ bei der sogenannten wirt-schaftlichen Jugendhilfe abgetra-gen. So konnte das Amt beispiels-weise Einnahmen vonmehr als ei-

nerMillionen Euro verbuchen.DieMitarbeiter rechneten Fälle ab, diean andere Jugendämter abgegebenwurden und ermittelten schnellerKostenbeiträge, die Eltern zu ent-richten hatten. Ein Beispiel fürEinsparungen ist die Zahl derHeimunterbringungen: Wurdenvor zwei Jahren noch 157 Fälle ver-zeichnet, sind es mit heutigemStand 133. „Bei 160 Euro pro Tagund Fall ist das eine große Erspar-nis“, bilanzierte Kieven. „Wir ha-ben weiterhin alle Hilfengewährt, die notwendigwaren“, fügte Savelsberghinzu. Es sei nie auf Kos-

ten der Kinder und Familien ge-spart worden. Um das Kindeswohlnicht zu gefährden, sei früher je-doch eher dieUnterbringung in ei-nem Heim angeordnet worden.Damals hatte ein Sachbearbeiter inder Spitze bis zu 90 Fälle, heutesind es unter 40. „Wir kennen dieFamilien besser und können früheigene Hilfsangebote vermittelnanstatt externe Hilfe einzukau-fen“, sagte Savelsberg.DieQualitätder Betreuung sei gestiegen, diedurchschnittliche Fallkostenpau-schale bei der Familienhilfe von8000 auf 6000 Euro gesunken – bei420 Fällen im Jahr. Rechnerischliegt das Amt 250 000 Euro überder Zielvorgabe der Politik. DasGeld bleibt im Topf des Jugendam-tes und wird für den U 3-Ausbauverwendet. Floßdorf: „Auch das istPrävention. Die Früchte dieser In-vestition ernten wir später.“

Manfred Savelsberg,Thomas Floßdorf undAnsgar Kieven (v. l.)zogen eine positive Bi-lanz. Foto: Johnen

Berufungsgericht kann nicht ausschließen, dassVertragspartner eine Beratung geleistet haben.Anhaltspunkte für Scheinverträge nicht ausreichend.

Freispruch vom
BetrugsvorwurfimFDP-Prozess

VonWolfgang Schumacher
Düren/Aachen. „Bloße Vettern-wirtschaft ist strafrechtlich nichtunbedingt relevant“, will heißen:nicht unbedingt strafbar. DieserSatz war eine der Kernfeststellun-gen in der Urteilsbegründung desVorsitzenden Richters am Aache-ner Landgericht, Norbert Gatzke,der gestern am späten Nachmittagdie Angeklagten und FDP-Kreis-tagsmitglieder Rudi Frischmuthund Helmut Jansen vom Vorwurfdes Betruges in der Berufungsver-handlung freisprach.
Mit auf der Anklagebank solltedie Tochter des stellvertretendenFraktionsvorsitzenden Jansen sit-zen. Vorwurf hier: Beihilfe zumBe-trug. Sie aber hatte sich amTag derUrteilsverkündung krankgemel-det, das Gericht verzichtete nacheiner langen Beweisaufnahmeüber sechs Verhandlungstage aufeine neuerliche Verschiebung derVerhandlung.

Nervliche Belastung

Der von den Verteidigern in zwei-ter Instanz geforderte Freispruch –das Dürener Amtsgericht hatteempfindliche Geldstrafen ver-hängt – löste bei den Familienmit-gliedern im Saal Freude und Er-leichterung aus. In den Schluss-worten bekräftigte Jansen, dienervliche Belastung des Strafver-fahrens über die lange Zeit sei im-mens für die Familie gewesen.Und doch können die Liberalenfroh sein.Dennmit einigen blauenAugen sind der Fraktionsvorsit-zende und sein Vize aus dieser ausdem Jahr 2005 und 2006 herrüh-renden Geschichte herausgekom-men. Richter Gatzke machte ges-tern mit deutlichen Worten klar,

dass es zahlreiche Anhaltspunktefür die Richtigkeit des Vorwurfs ge-geben habe, dass die Liberalen da-mals mit Scheinverträgen gearbei-tet und somit Haushaltsgelder desKreises veruntreut hätten. Das Be-rufungsgericht habe allerdingsnichtmit erforderlicher Sicherheitausschließen können, dass Bera-tungsleistungen von den Vertrags-partnern erbracht worden seien.Bei diesenhandelte es sich um Jan-sens Tochter und den Ehemannder damals gerade ausgeschiede-nen FDP-Fraktionsassistentin.Hier lag die Kritik amerstinstanzli-chenUrteil. Dennnicht alleine dasAlter könne als Begründung füreine nicht erbrachte Leistung her-halten. Der 2005 für seine Sach-kompetenz in Energiefragen be-zahlte Ingenieur sei zwar über 80Jahre alt, aber geistig rege undfachlich anerkannt. Auch JansensTochter habe durchaus – anders alsdas derHauptbelastungszeuge undehemalige FDP-Fraktionsschatz-meister Stefan Pohl darstellte – dieKompetenz besessen, die Fraktionin Haushaltsfragen zu beraten.Pohl hatte mit einer Selbstan-zeige die Sache ins Rollen ge-bracht. Die Beschuldigten sahendas als einen Racheakt des jungenKreistagsabgeordneten an, dernachQuerelenmit Frischmuth zurFreien Liste im Dürener Kreistaggewechseltwar. Pohl hatte angege-ben, die Verträge seien nicht nurzum Schein abgeschlossen, son-dern auch rückdatiert worden.Ge-gen ihn selbst sind noch zwei Ver-fahren anhängig. Auch deshalb seian seinen Vorwürfen „wohl etwasdran“. Richter Gatzke äußerte inseinem Urteil großes Verständnisfür Bürger, die sich von der „An-spruchsmentalität der Politiker“abgestoßen fühlten.

Merkener Grundschüler backen für die Löwenpreis-Träger Plätzchen

„Wir haben viel und geben gerne“
Merken. Spritzgebäck ist ein Klassi-ker, der auch in derWeihnachtsbä-ckerei der Gemeinschaftsgrund-schule Merken nicht fehlte. Dochdas, was die Kinder, Eltern undLehrer dort zauberten, war einewahre kulinarische Weltreise: Sounterschiedlich die Kinder sind, sovielseitig waren auch die RezeptefürWeihnachtsgebäck undNasch-werk. Und die Kinder hatten sicheiniges vorgenommen, schließlichwollen sie ihr Backwerk für einenguten Zweck spenden und fast 250Menschen aus Düren damit eineFreudemachen.
Aus der Zeitung haben die Schü-ler von den Weihnachtsfeiern füralleinstehende, ältere und einsameMenschen im Papst-Johannes-

Haus der Gemeinde St. Anna undim Thomas-Morus-Haus von St.Antonius erfahren. Die ehrenamt-lichen Organisatorinnen GiselaFrenken und Lieselotte von Amelnwurden stellvertretend für alleHel-fer deswegen auch mit dem Lö-wenpreis des Lions Clubs Düren-Rurstadt ausgezeichnet (wir be-richteten). Diese Feiern wolltendie Schüler unterstützen – undPlätzchen für die Gäste backen.
Drei TageArbeit

„Wir waren so angetan von demwas die beiden Frauen und ihreHelfer leisten, dass wir auch etwasdazu beitragen wollten“, berichtetSchulleiterin Eva-Maria Rinkens-

Seebald. „Wir haben viel und ge-ben gerne“, fügt sie hinzu. DieWeihnachtsbäckerei ist schließ-lich in der Schule eine gute Tradi-tion. „Wir haben vor 22 Jahren da-mit angefangen, damals noch inder alten Lehrküche“, erklärt dieSchulleiterin. Eine Tradition, diein der neuen Küche der OffenenGanztagsschule fortgesetzt wird.Andrei Tagenhaben alle Schülerder Grundschule mit Unterstüt-zung von Eltern und Lehrern flei-ßig Plätzchen gebacken.Die Elternhaben die Zutaten gespendet undauch viele Keksdosen zur Verfü-gung gestellt, damit das Backwerkfür alle Besucher der Weihnachts-feiern auch frisch und leckerbleibt.
(sj)

Die Schüler der Gemeinschaftsgrundschule Merken haben sich mächtig ins Zeug gelegt, um für fast 250 allein-
stehende und bedürftige Menschen in Düren Plätzchen zu backen.

Foto: Johnen

hans engels (63),
Sozialpädagoge aus Kelz„Manchmal gelingtWeih-nachten nur dann, wennmanMenschen dieMei-nung gesagt hat und denzahlreichen Nörglern undMeckerern den Rücken zu-gewandt hat.“

DZ-Adventskalender

Die Mehrheit sieht keinen Sinn, die Bürger weiter zu belasten. Bürgermeisterin kritisiert den fehlenden Willen zum Sparen.

NideggensRat spricht sich gegen höhere Steuern aus
Von franz SiStemich

Nideggen. Die Mehrheit im Nideg-gener Rat stand fest. Deshalb blei-ben die Steuern und Gebühren fürdas Jahr 2013 in der Stadt Nideg-gen auf dem aktuellen Niveau.CDU, FDP, die Menschen für Ni-deggen, SPD-Mann Jochen Erlerund der fraktionsloseWalter Obla-den stimmten beispielsweise beiden Grundsteuern und Gewerbe-steuer gegendieVerwaltungsvorla-gen. Bürgermeisterin Margit Gö-ckemeyer, die Unabhängigen und

die Bündnis-Grünen befandensich in der Minderheit. Und auchbei der Hundesteuer, bei der Sat-zung zur Zweitwohnungssteuerund bei der Vergnügungssteuergab es keineMehrheiten für die Be-schlussvorlagen der Verwaltung.Die Steuerhebesätze beispiels-weise sollten wegen des Sanie-rungsplanes von 300 auf 500(Grundsteuer A), von 450 auf 600(Grundsteuer B) und von 420 auf450 Prozent (Gewerbesteuer) er-höhtwerden. Nein sagte dieMehr-heit auch bei der Hundesteuer, de-

ren Erhöhung rund 13 000 Euromehr in die Kasse der klammenStadt gespült hätte.
Bei der Diskussion um die 13Jahre alte Zweitwohnungssteuer,deren Hebesatz unverändert blei-ben soll, weil durch eine Optimie-rung des Veranlagungswesens dieErträge beträchtlich gesteigertwer-den konnten, erhitzten sich dieGemüter an der Einführung einerSteuer für Dauercamper. Rund 100Euro im günstigsten Fall müsstendie Dauerurlauber zusätzlich be-zahlen. Dieser Punkt wurde ver-

tagt, weil 2013 über eine Touris-musabgabe unterwelchemNamenauch immer diskutiertwerden soll.Die von der Ratsmehrheit abge-lehnte VergnügungssteuersatzungwirdGöckemeyer beanstanden, dasie gegen geltendes Recht verstoße.
Daumenschrauben

Die Mehrheit von CDU, SPD, FDP,MfN und Walter Obladen lehntendie Beschlussvorlagen ab, weil diezusätzlichen Einnahmen die Stadtauf ihrem Weg zu einem Haus-

haltsausgleich keinen Schritt wei-ter bringen, die Bürger aber unnö-tig belasten würden. Die Stadtkönne den Ausgleich nur errei-chen,wennBundundLandmitzö-gen.DemhieltMargitGöckemeyerentgegen: „DieDaumenschraubenwerdennoch enger gezogen,wennwir keinen Sparwillen zeigen.“„Wir haben einen guten Sanie-rungsplan mit Steuererhöhungenvorgelegt. Wenn das nicht reicht,muss halt der Sparkommissar kom-men“, sagte FDP-Sprecher UdoHensch lakonisch.

Quelle: Aachener Zeitung / http://www.aachener-zeitung.de/lokales/dueren/die-stadt-dueren-investiert-und-das-jugendamt-spart-1.475213
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›› QuARZ – Qualifizierte Abfrage relevanter Zahlen 

Von Stefan Düll 

Mit den Fachverfahren der Jugendhilfe wird eine Vielzahl von Informationen gesammelt und verwaltet. Zur Unterstützung der 
Steuerung der Jugendhilfe sind valide Daten und leicht verfügbare Auswertungen nötig, die sich ohne spezielle und umfassende 
Schulungen sofort nutzen lassen. Aus diesem Grund wurde QuARZ (Qualifizierte Abfrage relevanter Zahlen) entwickelt.

QuARZ liefert die Zahlen, Sie steuern.

QuARZ ist ein Management-Informationssystem, das im Bereich 
der Jugendhilfe aus dem vorhandenen Fachverfahren über-
sichtlich und in Echtzeit steuerungsrelevante Informationen 
und Zahlen auswertet. QuARZ wurde aus der Notwendigkeit 
zum Auf- und Ausbau eines effizienten Controllingkonzeptes 
aus der Praxis für die Praxis heraus entwickelt. Eingeflossen in 
die Entwicklung und Weiterentwicklung sind Bedarfe aus vielen 
Controllingbesprechungen und Wünsche von Verwaltungen, 
die QuARZ bereits einsetzen. QuARZ spart Arbeitszeit für das 
Berichtswesen und die Budgetplanung, Kosten für weitere Li-
zenzen des Fachverfahrens und teure Schulungen. Es verbessert 
die Datenqualität und Transparenz im Jugendamt signifikant, 
kann Sozialräume vergleichen und bietet gezielt vielfältige und 
einfache Werkzeuge, um Kosten durch Umsteuern einzusparen 
und im Controlling auf die wesentlichen Inhalte aufmerksam zu 
werden. Diese Möglichkeiten und diese Funktionsvielfalt sind 
mit anderen Verfahren am Markt in dieser Form nicht zu rea-
lisieren.

Die Bedienung ist so konzipiert, dass jeder, der für den Zugang 
berechtigt wurde, ohne Schulung aktuelle Daten seines Ju-
gendamtes in leicht verständlicher Form auswerten kann – vom 
Überblick bis zum Detail im Einzelfall, im Zeitverlauf, nach Sozi-
alräumen, nach Kosten, nach Dauer und Ursachen von Hilfen. 
Kostenintensive und tagelange Schulungen für die Mitarbeiter 
im Jugendamt zur Nutzung an-
derer Abfragesysteme entfallen.
Die Nutzung von QuARZ ist 
browsergestützt und es ist kei-
ne Installation der Software 
auf den Einzelplatz-Rechnern 
der Mitarbeiter im Jugendamt 
nötig. Die relevanten Daten 
sind also auch von unterwegs 
jederzeit und aktuell abrufbar. 
QuARZ wird für das Jugendamt 
individuell eingerichtet.

QuARZ ist rollengestützt

Die Jugendamtsleitung kann 
sich zu jeder Zeit selbst einen 
Überblick über die aktuelle Ent-

wicklung von Kosten und Fallzahlen verschaffen, ohne dafür 
Informationen oder Unterlagen von anderen Mitarbeitern und 
Mitarbeiterinnen anzufordern. Grafiken signalisieren, wenn sich 
Entwicklungen außerhalb einer vorher festgelegten Toleranz 
bewegen. Durch Aktivierung der Anonymisierungsfunktion 
können Zahlen in Ausschüssen oder anderen Terminen direkt 
und aktuell präsentiert werden.

Durch integrierte Hochrechnungsmethoden für das aktuelle 
Jahr kann die Kämmerei frühzeitig und zuverlässig erkennen, 
ob Budgetplanungen eingehalten werden. Zuverlässig kann 
festgestellt werden, warum sich Kosten verändert haben.

Für das Controlling ist QuARZ ein Instrument, um bei der 
Vielzahl an Informationen die Inhalte und Fälle zu erkennen, 
die wirklich steuerungsrelevant sind, und hilft so die richtigen 
Fragen zu stellen. Pflegesatzverhandlungen können wesentlich 
besser vorbereitet und effizienter durchgeführt werden. Bud-
getplanungen oder Budgetberichte sind viel schneller erledigt 
und außerdem noch wesentlich genauer.

Dort, wo keine oder unzureichende Hilfeplanungen stattfinden, 
werden die Einzelfälle durch das Jugendamt nicht ausreichend 
gesteuert. QuARZ zeigt diese Fälle der ASD-Leitung an. Ergeb-
nisse von Hilfeplänen, Beratungen, Jugendgerichtsverfahren 
und vielen anderen Aktionen lassen sich bequem im Zeitverlauf 
anzeigen – als Jahres-, Quartals- oder Monatsberichte. Anhand 

Jugendamtsleitung

Kämmerei

Controlling

ASD-Leitung

Sozialpädagogi-
sche Fachkraft

›› Überblick über aktuelle Kosten und Fallzahlen

›› Laufende Sicht auf Entwicklungen

›› Direkte Präsentation in Ausschüssen

›› Auswertungen über integrierte und statistische Hochrechnungsmethoden

›› Überblick über die Einhaltung von Budgetplanungen

›› Transparenz zur Kostenentwicklung

›› Frühzeitige Erkennung von steuerungsrelevanten Fällen

›› Effizientere Pflegesatzverhandlungen

›› Schnelle und genaue Budgetplanungen und -berichte

›› Bequeme Übersicht über Hilfepläne, Beratungen, Jugendgerichtsverfahren,… 

›› Jahres-, Quartals- und Monatsberichte

›› Qualitative Steuerung der Prozesse und Strukturen

›› Schneller Überblick über den Sozialraum

›› Hohe Transparenz

›› Verringerung von Fehleingaben ins Fachverfahren

Abbildung 1: Vorteile von QuARZ für die einzelnen Rollen
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dieser Ergebnisse können Prozesse und Strukturen im Jugend-
amt qualitativ gesteuert werden.

Entsprechende Rechte vorausgesetzt kann die sozialpäda-
gogische Fachkraft auf sozialräumlicher Ebene ihren Bezirk 
auswerten, und hierfür sehr schnell umfassendes Informations-
material, das auch für Besprechungen genutzt werden kann. 
Besonders für neue Mitarbeiter in einem Bezirk ist es von Vor-
teil, sich einen Überblick zu verschaffen. Mit QuARZ kann man 
nun auch Einsicht in den Zahlungsverlauf zum Fall nehmen. Die 
Kosten für die Hilfe werden nun viel transparenter. Dadurch, 
dass die Fachkraft mit QuARZ jederzeit selbst prüfen kann, ob 
ihre Eingaben vollständig und richtig sind, kann auch das Ver-
schicken von Fehlerlisten entfallen, die – wenn sie bearbeitet 
werden – oft schon veraltet sind und zu unnötigen Rückfragen 
führen.

Kontakt für weitere Informationen:

Stefan Düll 
B.Sc. Wirtschaftsinformatik
Tel.: 	 +49 (9 11) 91 93-36 41 
E-Mail: 	 stefan.duell@roedl.com

Abbildung 2: Statistische Jahreshochrechnung für die Vollzeitpflege
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Dieser Newsletter ist ein unverbindliches Informationsangebot und dient allgemeinen 
Informationszwecken. Es handelt sich dabei weder um eine rechtliche, steuerrechtliche 
oder betriebswirtschaftliche Beratung, noch kann es eine individuelle Beratung erset-
zen. Bei der Erstellung des Newsletters und der darin enthaltenen Informationen ist 
Rödl & Partner stets um größtmögliche Sorgfalt bemüht, jedoch haftet Rödl & Partner 
nicht für die Richtigkeit, Aktualität und Vollständigkeit der Informationen. Die ent-
haltenen Informationen sind nicht auf einen speziellen Sachverhalt einer Einzelperson 
oder einer juristischen Person bezogen, daher sollte im konkreten Einzelfall stets fach-
licher Rat eingeholt werden. Rödl & Partner übernimmt keine Verantwortung für Ent-
scheidungen, die der Leser aufgrund dieses Newsletters trifft. Unsere Ansprechpartner 
stehen gerne für Sie zur Verfügung.

Der gesamte Inhalt der Newsletter und der fachlichen Informationen im Internet ist 
geistiges Eigentum von Rödl & Partner und steht unter Urheberrechtsschutz. Nutzer 
dürfen den Inhalt der Newsletter und der fachlichen Informationen im Internet nur 
für den eigenen Bedarf laden, ausdrucken oder kopieren. Jegliche Veränderungen, 
Vervielfältigung, Verbreitung oder öffentliche Wiedergabe des Inhalts oder von Teilen 
hiervon, egal ob on- oder offline, bedürfen der vorherigen schriftlichen Genehmigung 
von Rödl & Partner.

Prozesse steuern

„Routinierte Abläufe sind dann wirklich sinnvoll, wenn man sie aufmerksam im 
Auge behält und scheinbar bewährte Prozesse immer wieder hinterfragt und 
neu ordnet“

Rödl & Partner

„Ja das kann ich auch für die Castellers de Barcelona unterschreiben. Sich 
unabdingbar auf bewährte Prozesse zu verlassen, kann fatal sein. Man muss 
immer mitdenken und wenn nötig, eingreifen“ 

Castellers de Barcelona

„Jeder Einzelne zählt“ – bei den Castellers und bei uns.

Menschentürme symbolisieren in einzigartiger Weise die Unternehmenskultur 
von Rödl & Partner. Sie verkörpern unsere Philosophie von Zusammenhalt, 
Gleichgewicht, Mut und Mannschaftsgeist. Sie veranschaulichen das Wachstum 
aus eigener Kraft, das Rödl & Partner zu dem gemacht hat, was es heute ist. 

„Força, Equilibri, Valor i Seny“ (Kraft, Balance, Mut und Verstand) ist der ka-
talanische Wahlspruch aller Castellers und beschreibt deren Grundwerte sehr 
pointiert. Das gefällt uns und entspricht unserer Mentalität. Deshalb ist Rödl & 
Partner eine Kooperation mit Repräsentanten dieser langen Tradition der Men-
schentürme, den Castellers de Barcelona, im Mai 2011 eingegangen. Der Verein 
aus Barcelona verkörpert neben vielen anderen dieses immaterielle Kulturerbe.


